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Satzung 

des Vereins Pohana e. V. 

§1 Name, Sitz, Geschäftsjahr 

1. Der Verein trägt den Namen Pohana. 

2. Der Verein soll in das Vereinsregister eingetragen werden. Nach seiner Eintragung führt 

er den Zusatz „e. V“. 

3. Der Verein hat seinen Sitz in Frankfurt/Main. 

4. Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr. 

§2 Vereinszweck, Gemeinnützigkeit 

Zwecke des Vereins sind ausschließlich: 

1. Die Förderung von Kunst und Kultur (§ 52 Abs. 2 Nr. 5 AO) 

2. Die Förderung der Erziehung, Volks- und Berufsbildung (§ 52 Abs. 2 Nr. 7 AO) 

3. die humanitäre Förderung für politisch, rassistisch oder religiös Verfolgte, für 

Flüchtlinge, Vertriebene, Kriegsopfer, Kriegshinterbliebene, Kriegsbeschädigte und 

Kriegsgefangene, sowie Zivilbeschädigte (§ 52 Abs. 2 Nr. 10 AO) 

4. die Förderung internationaler Gesinnung, der Toleranz auf allen Gebieten der Kultur 

und des Völkerverständigungsgedankens (§ 52 Abs. 2 Nr. 13 AO) 

5. Die Förderung von Entwicklungszusammenarbeit (§ 52 Abs. 2 Nr. 15 AO) 

6. Die Förderung der Gleichberechtigung von Frauen und Männern (§ 52 Abs. 2 Nr. 18 AO) 

Diese Satzungszwecke sollen insbesondere verwirklicht werden durch: 

− die Unterstützung in der Planung, dem Aufbau und der Durchführung von Programmen 

der schulischen und beruflichen Bildung in Entwicklungsländern wie Afghanistan, wie 

z.B. der Etablierung bewährter Ausbildungsprogramme für Lehrende und Erzieher von 

Kindern und Jugendlichen. 

− Angebot und Durchführung von Workshops in Entwicklungsländern wie Afghanistan, 

zur Erlangung beruflicher Fertigkeiten, mit dem Schwerpunkt auf handwerkliche 

Fähigkeiten, wie z.B. dem Nähen, Schreinern oder Maurern. 

− Angebot und Durchführung von Berufsausbildungskursen in Entwicklungsländern wie 

Afghanistan, u.a. auf den Gebieten des Handwerks, der Erziehung, der Bildung, sowie 

in Bereichen der Gesundheit und Pflege. 
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− Unterstützung, insbesondere von bedürftigen Frauen in Deutschland in Bereichen der 

allg. Bildung und Berufsausbildung (vorwiegend in Berufen des Gesundheits- und 

Pflegesektors, sowie im Bereich der Bildung), vor allem wenn diese aus Krisen- und 

Kriegsgebieten geflüchtet sind. 

− Förderangebote in Deutschland für Kinder und Jugendliche, welche aus Kriegs- und 

Krisengebieten geflüchtet sind, welche vermittelt oder selbst erstellt werden und die 

Integration in das deutsche Schul- und Bildungssystem unterstützen. 

− die Unterstützung von Waisenkindern durch Patenschaften oder anderweitige 

finanzielle und nicht-finanzielle Mittel; die Unterstützung von Witwen und deren 

Familien. Außerdem sollen Vertriebene und Geflüchtete aus Kriegs- und 

Krisengebieten in humanitären Notlagen beraten werden. Hierzu gehört auch die 

Verweisberatung zur Erlangung von individualisierter Unterstützung und Hilfe. 

− die Organisation von Veranstaltungen zur Förderung der Integration von Geflüchteten, 

sowie des Verständnisses zwischen Geflüchteten und der deutschen Gesellschaft und 

dem allgemeinen interkulturellen Austausch. 

Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke entsprechend den 

§§ 51 ff. Abgabenordnung. Der Verein ist selbstlos tätig und verfolgt nicht in erster Linie 

eigenwirtschaftliche Zwecke. 

Zum Zweck des Vereins gehört weiterhin die Mittelbeschaffung für die Verwirklichung 

steuerbegünstigter Zwecke, so durch Aufnahmegebühren, Mitgliedsbeiträge, Spenden, 

staatliche oder sonstige Zuschüsse etc. 

Die Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. 

Rücklagen dürfen nur gebildet werden, soweit die Vorschriften des steuerlichen 

Gemeinnützigkeitsrechts dies zulassen. Die Mitglieder des Vereins erhalten keine 

Gewinnanteile und in ihrer Eigenschaft als Mitglieder auch keine sonstigen Zuwendungen aus 

Mitteln des Vereins mit Ausnahme von Auslagenersatz für ehrenamtliche Tätigkeiten für den 

Verein. Bei ihrem Ausscheiden aus dem Verein oder bei Auflösung des Vereins erhalten sie 

keine Anteile des Vereinsvermögens. Es darf darüber hinaus keine Person durch Ausgaben, die 

dem Zwecke des Vereins fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen 

begünstigt werden. 
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§3 Mitgliedschaft 

1. Mitglied des Vereins kann jede natürliche oder juristische Person oder 

Personenvereinigung werden, die sich den Zielen des Vereins verpflichtet fühlt und sich 

zur Beachtung der Bestimmungen der Satzung bekennt. Die Aufnahme in den Verein 

ist schriftlich beim Vorstand entsprechend den Antragsbedingungen des Vereins zu 

beantragen. Über den Antrag entscheidet der Vorstand. Lehnt der Vorstand die 

Aufnahme ab, kann der Antragsteller verlangen, dass die nächstordentliche 

Mitgliederversammlung über den Antrag entscheidet. 

2. Die Mitgliedschaft gliedert sich in 

a. ordentliche Mitglieder, welche volljährig sind und aktiv für die Ziele des Vereins 

tätig sind. 

b. passive Mitglieder, welche volljährig sind und den Verein finanziell durch 

Zahlung der Mitgliedsbeiträge unterstützen, ohne weitere Verpflichtungen zur 

aktiven Beteiligung. Ein Wechsel von aktiver zu passiver Mitgliedschaft ist nur 

zu Beginn eines jeden Geschäftsjahres möglich und ist dem Vereinsvorstand bis 

zum 30.09 eines jeden Jahres in Textform mitzuteilen. 

c. Kinder & jugendliche Mitglieder bis zur Vollendung ihres 18. Lebensjahres, 

welche ermäßigte Mitgliedsbeiträge bezahlen. 

d. Ehrenmitglieder nach zehnjähriger Mitgliedschaft im Verein oder die sich 

besonders um den Verein verdient gemacht haben und deshalb durch 

Beschluss der Mitgliederversammlung nach Vorschlag durch den 

Vereinsvorstand zu Ehrenmitgliedern ernannt worden sind. Ehrenmitglieder 

sind nicht stimmberechtigt. Die Anzahl der Ehrenmitglieder soll 10% der 

Gesamtzahl der Mitglieder nicht übersteigen. Ehrenmitglieder zahlen keine 

Beiträge und haben kein Stimmrecht. 

3. Angestellte des Vereins müssen nicht Vereinsmitglieder sein. 

§4 Mitgliedsbeitrag 

1. Die Höhe und Zahlungsweise des Mitgliedsbeitrags werden jedes Jahr von der 

Mitgliederversammlung gesondert bestimmt. 

2. Mitglieder, die länger als 3 Monate mit der Zahlung ihrer Mitgliedsbeiträge im 

Rückstand sind, und ihre Beiträge nicht innerhalb eines Monats nach der zweiten 

Zahlungserinnerung entrichten, können durch Beschluss der Mitgliederversammlung 

aus dem Verein ausgeschlossen werden. 
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3. Gemäß Beschluss der Mitgliederversammlung können von dem Verein 

Aufnahmegebühren und/oder Umlagen erhoben werden. Einzelne Mitglieder können 

bei mangelnder Leistungsfähigkeit von der Erhebung von Umlagen befreit werden. 

 

§5 Beendigung der Mitgliedschaft 

1. Die Mitgliedschaft endet durch Tod, Austritt oder Ausschluss. 

2. Der Austritt aus dem Verein ist nur zum 31.12. eines Kalenderjahres möglich. Die 

Austrittserklärung muss schriftlich erfolgen und dem Vereinsvorstand vier Wochen vor 

Ende des Kalenderjahres zugehen. 

3. Ein Mitglied, das die Vereinssatzung oder die Beschlüsse des Vereins nicht beachtet, 

seine Vereinspflichten nicht erfüllt oder vorsätzlich oder grob fahrlässig den Interessen 

und Ansehen des Vereins intern oder extern zuwiderhandelt und schädigt, kann aus 

dem Verein durch Beschluss der Mitgliederversammlung ausgeschlossen werden. 

Das betroffene Mitglied ist vor dem Entscheid über den Ausschluss vom Vorstand zu 

hören. Gibt dieses Mitglied eine schriftliche Stellungnahme ab, so ist diese in der 

Mitgliederversammlung, die über den Ausschluss beschließt, vor Entscheidung zu 

verlesen. 

Der Ausschluss aus dem Verein kann nur von der Mitgliederversammlung mit drei 

Vierteln der anwesenden Mitglieder beschlossen werden. Der Beschluss, einschließlich 

der Begründung, ist dem ausgeschlossenen Mitglied schriftlich zuzustellen. 

Mit dem Beschluss endet die Mitgliedschaft. Gezahlte Beiträge sind nicht 

zurückzuerstatten. Sollte das Mitglied Vereinsvermögen in seinem Besitz haben, ist 

dieses unverzüglich an den Vorstand herauszugeben. 

 

§6 Vereinsorgane 

 Organe des Vereins sind 

 - die Mitgliederversammlung, 

 - der Vorstand, 

 - der Beirat. 
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§7 Mitgliederversammlung 

1. Die ordentliche Mitgliederversammlung findet jährlich statt.  

Weitere Mitgliederversammlungen sind einzuberufen, wenn das Interesse des Vereins 

dies erfordert oder wenn mindestens der 10. Teil der stimmberechtigten Mitglieder 

des Vereins die Einberufung schriftlich unter Angabe des Zwecks und der Gründe 

verlangt. 

2. Die Einberufung erfolgt schriftlich durch den Vorstand. Sie ist auf dem letzten dem 

Verein angegeben und bekannten Kontaktweg der Mitglieder (Postanschrift, E-Mail-

Adresse, WhatsApp-Nachricht) auszurichten. Zwischen dem Tag der Einberufung und 

dem Versammlungstag muss eine Frist von mindestens 2 Wochen liegen. Die Einladung 

hat Ort, Zeit und Tagesordnung der Mitgliederversammlung zu enthalten. Anträge auf 

Ergänzung der Tagesordnung sind mindestens 1 Woche vor der Versammlung 

schriftlich an den Vorstand zu richten, der den Mitgliedern dann eine ergänzte 

Tagesordnung zukommen lässt oder diese zu Beginn der Versammlung verkündet. 

Später oder in der Mitgliederversammlung selbst können keine Anträge mehr auf 

Ergänzung der Tagesordnung gestellt werden, es sei denn es handelt sich um 

Dringlichkeitsanträge, deren Verhandlung im Interesse des Vereins nicht aufgeschoben 

werden kann. 

3. Die Mitgliederversammlung wird von dem ersten Vorsitzenden, bei dessen 

Verhinderung von einem anderen Vorstandsmitglied, geleitet. Ist kein 

Vorstandsmitglied anwesend, wird der Versammlungsleiter von der 

Mitgliederversammlung gewählt. 

4. Der Versammlungsleiter bestimmt die Art der Abstimmung. Die Abstimmung ist 

geheim durchzuführen, wenn ein Drittel der anwesenden Mitglieder das per 

Handzeichen verlangt. 

5. Die Mitgliederversammlung ist nicht öffentlich. Der Versammlungsleiter kann Gäste 

zulassen. Die Zulassung unterbleibt, wenn ein Drittel der anwesenden Mitglieder das 

per Handzeichen verlangt. 

6. Die Mitgliederversammlung ist beschlussfähig, wenn mindestens ein Drittel aller 

stimmberechtigten Vereinsmitglieder anwesend oder vertreten ist. Wird die 

Beschlussfähigkeit nicht erreicht, ist der Vorstand verpflichtet, innerhalb von 4 Wochen 

eine zweite Mitgliederversammlung einzuberufen. Diese ist ohne Rücksicht auf die Zahl 

der erschienenen stimmberechtigten Mitglieder beschlussfähig, wenn darauf in der 

Einladung hingewiesen wurde. 

7. Die Mitgliederversammlung fasst ihre Beschlüsse mit der Mehrheit der abgegebenen 

gültigen Stimmen, wenn nicht das Gesetz oder diese Satzung eine andere Mehrheit 
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zwingend vorschreibt. Stimmenthaltungen werden nicht gezählt. Bei 

Stimmengleichheit ist der Antrag abgelehnt. Zur Änderung der Satzung, zur Auflösung 

des Vereins oder zu seiner Verschmelzung ist eine Mehrheit von drei Vierteln der 

abgegebenen Stimmen erforderlich. 

8. Satzungsänderungen hat der Vorstand vor ihrer Anmeldung zum Vereinsregister mit 

dem zuständigen Finanzamt hinsichtlich ihrer steuerlichen Auswirkungen für den 

Verein abzustimmen. Der Vorstand ist ermächtigt, Satzungsänderungen, die lediglich 

redaktioneller Art sind oder die von einer Aufsichts-, Finanz – oder 

Verwaltungsbehörde oder vom Registergericht gefordert werden, eigenständig 

vorzunehmen. Über diese Änderungen ist auf der nächsten Mitgliederversammlung zu 

berichten. 

9. Über die Verhandlungen der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll zu fertigen. Das 

Protokoll ist von dem Versammlungsleiter und dem Protokollführer, der von dem 

Versammlungsleiter zu Beginn einer jeden Versammlung bestimmt wird, zu 

unterzeichnen. In ihm sind Ort und Zeit der Versammlung, die Person des 

Versammlungsleiters und Protokollführers, die Zahl der erschienenen Mitglieder, die 

Rechtzeitigkeit der Einladung sowie die einzelnen Abstimmungsergebnisse 

festzuhalten. Satzungsänderungen sind im Wortlaut im Protokoll aufzunehmen. 

10. Ein Mitglied kann sich bei der Beschlussfassung durch ein anderes Mitglied vertreten 

lassen. Dem Versammlungsleiter ist eine entsprechende schriftliche Vollmacht zu 

überreichen. Die Höchstgrenze der Stimmrechtsübertragungen auf eine Person beträgt 

hierbei 3 Stimmen, zusätzlich zu der Eigenen. 

11. Die Mitgliederversammlung ist ausschließlich zuständig für die Beschlussfassung über 

folgende Angelegenheiten: 

− Genehmigung des jährlichen Haushaltsplans, 

− Genehmigung des Jahresabschlusses, 

− Entlastung von Vorstand und Beirat 

− Wahl und Abberufung der Vorstandsmitglieder, 

− Wahl und Abberufung der Beiratsmitglieder 

− Wahl des Kassenprüfers, 

− Festsetzung von Beiträgen, Aufnahmegebühren und Umlagen, 

− Satzungsänderungen, 

− Auflösung des Vereins und Vermögensverwendung 
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− Aufnahme und Ausschluss von Mitgliedern bei Einwendungen gegen die 

Entscheidung des Vorstands, 

− Ernennung von Ehrenmitgliedern. 

Die Mitgliederversammlung kann ihre Aufgaben – soweit gesetzlich möglich - dem Beirat 

übertragen. 

 

§8 Vorstand 

1. Der Vorstand kann aus bis zu 5 Personen bestehen, nämlich dem Vorsitzenden, dem 

Stellvertreter des Vorsitzenden, dem Kassenwart, und bis zu 2 Schriftführern. Den 

Vorstand bildet jedoch mindestens ein Vorstandsvorsitzender. 

2. Die Mitglieder des Vorstands werden von der Mitgliederversammlung für die Dauer 

von 2 Jahren gewählt. Die Mitglieder des Vorstands bleiben jedoch so lange im Amt, 

bis neue Vorstandsmitglieder gewählt sind. Jedes Vorstandsmitglied ist einzeln zu 

wählen. Wählbar sind nur Vereinsmitglieder. Scheidet ein Vorstandsmitglied während 

seiner Amtsperiode aus, so wählt der Vorstand ein geeignetes Mitglied des Vereins als 

Ersatzmitglied für die restliche Amtsdauer des Ausgeschiedenen.  

3. Der Vorstand fasst seine Beschlüsse in der Regel in Vorstandssitzungen, die vom ersten 

Vorsitzenden und bei seiner Verhinderung von dem stellvertretenden Vorsitzenden mit 

einer Frist von 2 Wochen einberufen werden. Vorstandssitzungen sollen mindestens 

einmal vierteljährlich stattfinden. Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens 

die Häfte der Vorstandsmitglieder anwesend sind, von denen ein Mitglied der 

Vorsitzende oder stellvertretende Vorsitzende sein muss. Bei der Beschlussfassung 

entscheidet die Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Stimmengleichheit gilt als 

Ablehnung der zu beschließende Maßnahme. Die Vorstandssitzungen leitet der erste 

Vorsitzende und bei seiner Verhinderung der stellvertretende Vorsitzende. Die 

Vorstandsbeschlüsse sind zu protokollieren. Ein Vorstandsbeschluss kann auch auf 

schriftlichem Wege gefasst werden, wenn alle Vorstandsmitglieder ihre Zustimmung zu 

dieser Form der Beschlussfassung vorher schriftlich erklärt haben. 

4. Der erste Vorsitzende des Vorstands führt die laufenden Vereinsgeschäfte. Er erhält für 

seine Tätigkeit eine angemessene Vergütung, sowie Erstattung seiner Reisekosten und 

sonstigen Aufwendung, die ihm im Rahmen seiner Tätigkeit entstehen, immer unter 

Beachtung der geltenden steuerlichen Vorschriften. 

5. Der Verein wird gerichtlich und außergerichtlich durch 2 Mitglieder des Vorstands 

vertreten. Gibt es zu diesem Zeitpunkt nur ein Vorstandsmitglied, so muss eine zweite 

Person als rechtliche Vertretung von der Hauptversammlung gewählt werden. 
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6. Im übrigen Üben die Mitglieder des Vorstands ihre Tätigkeit in der Regel ehrenamtlich 

aus. Die Mitgliederversammlung kann die Zahlung von angemessenen Vergütungen, 

für die von den Vorstandsmitgliedern für den Verein aufgewendete Zeit beschließen, 

soweit die Tätigkeit über das normale Maß einer ehrenamtlichen Tätigkeit hinausgeht 

und dagegen keine steuerlichen Bedenken des Finanzamts im Hinblick auf die 

Gemeinnützigkeit des Vereins bestehen. Ihnen werden aber in jedem Fall Reisekosten 

und sonstige Aufwendung, die ihnen im Rahmen ihrer Tätigkeit entstehen, unter 

Beachtung der geltenden steuerlichen Vorschriften erstattet. 

 

§9 Vereinsabteilungen 

1. Der Vorstand kann zu seiner Aufgabenerfüllung Abteilungen bilden und diese wieder 

auflösen. 

2. Die Abteilungsmitglieder werden vom Vorstand bestellt. Die Abteilungsmitglieder 

wählen aus ihrer Mitte einen Abteilungsbeauftragten, der über die Tätigkeit der 

Abteilung und die Ergebnisse der Tätigkeit an den Vorstand berichtet. 

Abteilungsmitglieder brauchen nicht Vereinsmitglieder zu sein. 

3. Die Bestellung der Abteilungsmitglieder endet mit ihrer Abberufung durch den 

Vorstand, spätestens mit der Beendigung der übertragenen Aufgaben. Dabei sind 

gegebenenfalls arbeitsrechtliche Vorschriften zu beachten. 

4. Bei ihrer Tätigkeit haben die Abteilungen die Weisungen des Vorstands zu beachten. 

 

§10 Beirat 

1. Ab einer Größe von mindestens 100 Mitgliedern ist ein Beirat zu wählen, bei einer 

geringeren Mitgliederzahl steht es frei. Der Beirat kann aus mindestens 3 und bis zu 7 

Mitgliedern bestehen. Die Beiratsmitglieder werden von der Mitgliederversammlung 

für die Dauer von drei Jahren gewählt. Die Mitglieder des Beirats werden einzeln 

gewählt. Wählbar sind nur Vereinsmitglieder. Vorstandsmitglieder oder Mitglieder der 

Abteilungen können nicht zugleich Beiratsmitglieder sein. Die Mitglieder des Beirats 

bleiben bis zur Wahl eines neuen Beirats im Amt. Scheidet ein Beiratsmitglied vor 

Ablauf seiner Amtszeit aus, wählt der Beirat für die restliche Amtszeit ein 

Ersatzmitglied. Die Beiratsmitglieder wählen aus ihrer Mitte einen Vorsitzenden. 

2. Der Beirat berät und beaufsichtigt den Vorstand und seine angeschlossenen 

Abteilungen, um zu gewährleisten, dass dieser stets im Sinne des Vereinszwecks 

handelt. Zu seinen Aufgaben gehört der Erlass einer Geschäftsordnung und eines 

Geschäftsverteilungsplanes für den Vorstand. 
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3. Der Vorstand hat die vorherige schriftliche Zustimmung des Beirats zu allen wichtigen 

Angelegenheiten des Vereins oder Angelegenheiten von grundsätzlicher Bedeutung 

einzuholen. Zu den wichtigen Angelegenheiten zählen die nachfolgend genannten 

Maßnahmen und Aufgaben des Vorstands. Diese bedürfen in jedem Fall der vorherigen 

schriftlichen Zustimmung des Beirats: 

- Strategieplanungen, 

- Jahresbudget sowie unterjährige Änderungen des Jahresbudgets, 

- Investitionen und Projektbeteiligungen, 

- Dispositionen über Vereinsvermögen, 

- Bildung von Vereinsabteilungen, 

- Abschluss, Änderung und Beendigung von Verträgen mit wesentlicher 

Bedeutung für den Verein, 

- Abschluss von Verträgen zwischen dem Verein und Vereinsmitgliedern, 

- Aufstellung von Finanz- und Liegenschaftsordnungen für den Verein, 

- Schlichtung von Streitigkeiten zwischen Vorstand und Mitgliedern des 

Vereins, 

- Verhängung von disziplinarischen Maßnahmen oder Strafen gegen 

Vereinsmitglieder. 

4. Beiratssitzungen sollen in der Regel vierteljährlich stattfinden. Der Beirat muss ferner 

einberufen werden, wenn ein Vorstands- oder Beiratsmitglied, das durch schriftliche 

Aufforderung an den Beiratsvorsitzenden verlangt. Die Einberufung des Beirats, die 

Bestimmung der Tagesordnungspunkte der Sitzungsablauf und die Art der Abstimmung 

erfolgen durch den Beiratsvorsitzenden. Der Beirat ist beschlussfähig, wenn die 

Mehrheit seiner Mitglieder, aus denen er zu bestehen hat, an der Beschlussfassung 

teilnehmen. Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen 

gefasst. Abwesende Beiratsmitglieder können an Beschlussfassungen teilnehmen, 

wenn sie sich durch ein anderes mit entsprechender Vollmacht ausgestattetes 

Beiratsmitglied vertreten lassen. Eine Beschlussfassung im Umlaufverfahren ist 

zulässig, wenn alle Beiratsmitglieder diesem Verfahren zustimmen. 

5. Der Vorstand insgesamt oder einzelne Vorstandsmitglieder haben auf Verlangen des 

Beirats an den Beiratssitzungen teilzunehmen und Bericht zu erstatten. 
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§11 Auflösung des Vereins, Verwendung des Vereinsvermögens 

1. Die Mitgliederversammlung, die die Auflösung des Vereins beschließt, hat zugleich 

zwei Liquidatoren zu benennen. 

2. Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall der steuerbegünstigten 

Zwecke, fällt das Vereinsvermögen an eine zu beschließende steuerbegünstigte 

Körperschaft, zur Verwendung der Mittel für die gleichen gemeinnützigen Zwecke wie 

sie auch Pohana e.V. verfolgt. Beschlüsse über die Verwendung des Vereinsvermögens 

führt die Mitgliederversammlung nur nach vorheriger Zustimmung des Finanzamts 

aus. 

 

Darmstadt, den 20.12.2024 

 

 

 

 

 

 

 

 


